
und zwar zu einem Zeitpunkt, den sie nach faschisti
schem Vorbild als „Tag X“ bezeichnen. Diesen als 
Tag X propagierten Zeitpunkt sahen die deutschen 
Imperialisten und ihre amerikanischen Befehlshaber 
am 17. Juni 1953 gekommen. In diesem Zeitpunkt war 
die internationale Situation .durch das gewaltige An
wachsen der Kräfte des Weltfriedenslagers unter der 
konsequenten Friedenspolitik der UdSSR, durch den 
bevorstehenden Waffenstillstand in Korea und durch 
die verstärkt auftretenden Widersprüche innerhalb des 
imperialistischen Lagers gekennzeichnet. Außerdem, 
war ein Anwachsen der patriotischen Bewegung in 
Westdeutschland für die demokratische Wiederver
einigung Deutschlands zu verzeichnen. Ein weiterer 
Beitrag zu dieser im Interesse aller friedliebenden 
Menschen sich entwickelnden Entspannung der inter
nationalen Lage waren die auf Vorschlag der Partei 
der Arbeiterklasse gefaßten Beschlüsse der Regierung 
der Deutschen Demokratischen Republik vom 11. Juni 
1953.

Diese Beschlüsse, die von hoher Verantwortung für 
die beschleunigte Herstellung eines einheitlichen 
Deutschland auf demokratischer Grundlage, für die 
Erhaltung des Friedens in Europa und für das Wohl
ergehen der Bevölkerung in der Deutschen Demokra
tischen Republik getragen waren, leiteten eine Ände
rung des politischen Kurses in der Deutschen Demo
kratischen Republik ein. Hiermit wurde allen Völkern 
gezeigt, daß die Lösung der internationalen Probleme 
und auch die Lösung des Deutschlandproblems auf 
friedlichem Wege möglich ist. Das gefährdete die ver
brecherischen Kriegspläne der Imperialisten. Diese 
Erkenntnis veranlaßte die Feinde des deutschen Volkes, 
den neuen Kurs in der Deutschen Demokratischen 
Republik zu verhindern und den von ihnen seit Jahren 
vorbereiteten Tag X überstürzt anzusetzen. Der des
halb von den Kriegstreibern am 17. Juni im demokra
tischen Sektor Groß-Berlins und in den Bezirken der 
Deutschen Demokratischen Republik organisierte Putsch 
ist an dem Widerstand der hinter der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik stehenden über
wiegenden Mehrheit der Werktätigen in der Deutschen 
Demokratischen Republik gescheitert und mit Unter
stützung der sowjetischen Streitkräfte in Deutschland 
zerschlagen worden. Trotz dieser offensichtlichen Nie
derlage, deren Ursachen sie verschweigen und für die 
sie sich gegenseitig die Schuld zuschieben, geben die 
amerikanischen Imperialisten und ihre deutschen Va
sallen ihre verbrecherischen Pläne jedoch nicht auf. 
In verstärktem Maße bereiten sie einen neuen Tag X 
vor, der einen Bruderkrieg zwischen deutschen Men
schen und damit zugleich ein neues Völkermorden 
auslösen soll.

Das vorliegende Verfahren hat den Beweis für den 
großen Umfang und die Intensität erbracht, mit der 
der faschistische Putsch am 17. Juni von den Kriegs
treibern organisiert wurde und der geplante neue Tag 
X vorbereitet wird.

II
In der Hauptverhandlung vor dem Obersten Gericht 

ist festgestellt worden, daß die amerikanischen und 
deutschen Imperialisten zur besseren Organisierung 
und Intensivierung der Vorbereitungen des Tages X 
Anfang des Jahres 1952 im Bundeshaus in Westberlin 
den sogenannten Forschungsbeirat für Fragen der 
Wiedervereinigung Deutschlands beim Bundesminister 
für gesamtdeutsche Fragen (Kaiser-Ministerium) grün
deten. Entsprechend der Aufgabenstellung des Kaiser- 
Ministeriums (Organisierung des Tages X zum Zwecke 
der Liquidierung der Deutschen Demokratischen Repu
blik, zur Wiederherstellung der kapitalistischen Gesell
schaftsordnung in ganz Deutschland und Beseitigung 
der Oder-Neiße-Friedensgrenze) erhielt der „For
schungsbeirat“ die konkrete Aufgabe zugewiesen, das 
Kaiser-Ministerium in allen Wirtschafts- und sozial
politischen Fragen für den Tag X zu beraten und 
hierüber Maßnahmen zu beschließen, die über das 
Kaiser-Ministerium an das Bundeskabinett weiterge
leitet werden sollen. Dem Forschungsbeirat, einem 
Organ der westdeutschen Konzerne, Banken und Groß
grundbesitzer, gehören außer den Vertretern der 
monopolistischen Verbände auch Vertreter der ein
zelnen Bundesministerien und Vertreter westdeutscher 
und Westberliner Parteien und Organisationen, wie der 
FDP, CDU, DP, SPD und des DGB, an, die als Vertre

ter der amerikanischen Fraktionen ihrer Parteien oder 
Organisationen für die gewaltsame Beseitigung der 
Deutschen Demokratischen Republik eintreten. Der 
Forschungsbeirat ist ein dem Kaiser-Ministerium be
ratend zur Seite gestelltes, selbständiges und gleich
rangiges Organ, in dem die entscheidende Einfluß
nahme der den Bonner Staatsapparat beherrschenden 
Konzerne, Banken und Großgrundbesitzer durch die 
von ihnen ernannten Vertreter sichergestellt ist.

Der Forschungsbeirat ist gegliedert in ein Plenum — 
das höchste Organ —, den Forschungsrat sowie in 
mehrere Arbeitsausschüsse — unter anderem Land
wirtschafts-, Ernährungs- und Wirtschaftsausschuß. 
Außerdem bestehen in ihm Unterausschüsse, wie z. B. 
ein Finanzunterausschuß.

Dem Plenum obliegt die Aufgabe, über die Annahme 
der vom Forschungsrat vorgeschlagenen und in den 
speziellen Arbeitsausschüssen beratenen Maßnahmen 
zu entscheiden und diese Beschlüsse als verbindliche 
Direktiven an das Kaiser-Ministerium weiterzuleiten.

Dem Plenum gehören außer allen Mitgliedern des 
Forschungsrates auch nicht zum Forschungsrat und den 
Arbeitsausschüssen gehörende Personen, wie Vertreter 
des Deutschen Städtetages, des westdeutschen Hand
werkstages, weitere Vertreter der einzelnen Bundes
ministerien sowie des westdeutschen Industrie- und 
Handelstages und ein Vertreter des Bundestagsaus
schusses für gesamtdeutsche Fragen in Bonn an.

Ergibt sich schon aus der Aufgabenstellung der be
teiligten Organisationen, daß der Forschungsbeirat ein 
Organ der westdeutschen Konzerne, Banken und Groß
grundbesitzer ist und unmittelbar Verbindung zum 
westdeutschen Staatsapparat hat, so ergibt sich dies 
auch aus der gesellschaftlichen Stellung der einzelnen 
Mitglieder des Beirates, bei denen es sich um Vertreter 
des Monopolkapitals, der Junker und um frühere Fa
schisten handelt. Vorsitzender des Forschungsbeirates 
ist der Präsident des Verwaltungsrates der Zentral
bank in Westberlin, Dr. Ernst, der im Forschungsbeirat 
die Interessen der westberliner und westdeutschen 
Bankvereinigung vertritt. Von Hitler war er während 
des zweiten Weltkrieges als Reichskommissar für die 
Verwaltung feindlichen Vermögens eingesetzt; nach 
1945 ist er aus der Deutschen Demokratischen Republik 
geflüchtet. Dieselben Interessen vertritt Prof. Dr. 
Meimberg, der die volkswirtschaftliche Abteilung der 
Zentralbank von Westberlin leitet, Mitglied der CDU 
in Westberlin ist und einen Lehrstuhl für Finanzwirt
schaft an der sogenannten Freien Universität in West
berlin innehat. Weiter gehört dem Forschungsbeirat 
Prof. Dr. Thalheim, Mitglied der FDP und Dozent für 
Volkswirtschaftslehre an der sog. Freien Universität in 
Westberlin, an, der während der Nazizeit SA-Führer 
und Mitglied der NSDAP war.

Als Interessenvertreter der westdeutschen Groß
industriellen und Konzerne tritt im Forschungsbeirat 
der Hauptgeschäftsführer des Deutschen Arbeitgeber
verbandes, auf. Friedrich Karl von Zitzewitz-Muttrin, 
Großgrundbesitzer im früheren pommerschen Gebiet, 
vertritt den deutschen Bauernbund ehemaliger Junker. 
Ferner sind Mitglieder des Beirates der Vorsitzende 
des Bundestagsausschusses für gesamtdeutsche Fragen, 
Herbert Wehner — Mitglied der SPD —, der Präsident 
des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung, Dr. 
Friedensburg — Mitglied der CDU —■, und Dr. Krone, 
Leiter des Bundesverkehrsministeriums, Zweigstelle 
Berlin.

Der Forschungsbeirat beschloß bereits in einer am
1. und 2. Juli 1952 in Westberlin im Bundeshaus durch
geführten Tagung konkrete Maßnahmen für den Tag 
X auf den Gebieten der Industrie, der Landwirtschaft 
und des Handels, die nach dem Sturz der Staatsmacht 
in der Deutschen Demokratischen Republik sofort 
durehgleführt werden sollten. Die vollständige Re
privatisierung der volkseigenen Wirtschaft war die 
Grundlage nachstehender Beschlüsse:

„Bis zur juristischen Klärung der Besitzverhältnisse 
werden am Tage X die Betriebe in die Treuhänder
schaft der ehemaligen Besitzer übergeben. Größere 
Betriebe, deren frühere Besitzverhältnisse nicht ge
klärt werden können, werden in Kapitalgesellschaften 
umgewandelt. Die Eisen- und Stahlindustrie in der 
Deutschen Demokratischen Republik, insbesondere der 
Produktionsstätten Stahl- und Walzwerk Unterwellen-
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